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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Dietmar Fehr, Elmshorn, gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 12/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Nichtzugang der Briefwahlunterlagen 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Liedtke 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 12/72 - des Dietmar Fehr, 

Elmshorn, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 19. November 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 7. De- 
zember 1972 - hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. Der Wahl- 
einspruch wurde gleichzeitig von 14 Seeleuten 
mitunterzeichnet. 

Zur Begründung trägt der Einspruchsführer vor, 
trotz seines rechtzeitigen Antrags - Mitte Sep- 
tember 1972 - zur Briefwahl, sei es ihm wie 
vielen anderen deutschen Seeleuten nicht mög- 
lich gewesen, seine Stimme abzugeben, da die 
Wahlunterlagen bis zum Wahltag noch nicht ein- 
getroffen seien. Zwar sei jedem deutschen Staats- 
bürger das Recht der Wahl und die Möglichkeit 


der Stimmabgabe, von wenigen Ausnahmen ab- 
gesehen, zugesichert, gleichwohl sehe er die 
Möglichkeit zur Stimmabgabe für die meisten 
deutschen Seeleute in der Großen Fahrt als nicht 
gegeben an. Durch die Wahlordnung werde 
einem Berufszweig ein wichtiges Recht einge- 
schränkt, worin er den Höhepunkt der Diskrimi- 
nierung der deutschen Seeleute und der Seefahrt 
überhaupt sehe. Er meint, vielleicht sei der 
Berufszweig Seefahrt bei der Abfassung der 
Wahlordnung vergessen worden. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer Öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 25 Abs. 1 BWO dürfen Wahlscheine nicht 
vor Beginn der Frist für die Auslegung des Wähler- 
verzeichnisses erteilt werden. Die Wählerverzeich- 
nisse werden von den Gemeindebehörden vom 21. 
bis 14. Tage vor der Wahl zur allgemeinen Einsicht 
öffentlich ausgelegt (vgl. § 18 Abs. 1 Satz 2 BWO). 
Die relativ lange Frist von 21 Tagen vor der Bun- 
destagswahl für die Erteilung von Wahlscheinen 
soll dazu dienen, um auch den Wählern im fernen 
Ausland, vor allem dem seefahrenden Personal, 
eine rechtzeitige Ausübung ihres Wahlrechts zu 
ermöglichen (vgl. Seifert, Bundeswahlgesetz 
S. 257). Es kann deshalb nicht davon ausgegangen 
werden, daß der Berufszweig Seefahrt bei der Ab- 
fassung der Wahlordnung vergessen worden sei. 
Bei der Frist von 21 Tagen, die sicherlich für einen 
Teil der zur See fahrenden Personen zu kurz be- 


messen sein mag, muß aber zusätzlich darauf hin- 
gewiesen werden, daß die Frist des § 25 BWO im 
Zusammenhang mit den anderen Fristen des Bun- 
deswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung ge- 
sehen werden muß. Bei einer Bundestagswahl han- 
delt es sich um eine umfassende und komplizierte 
Veranstaltung, die ohne Fixierung bestimmter Fri- 
sten nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden 
kann. Es ist eine alte Erfahrungstatsache, daß jede 
Frist mit Vor- und Nachteilen verbunden ist. 

Die Einspruchsführer und die Mitunterzeichner des 
Einspruchs müssen die Nachteile dieser Frist gegen 
sich gelten lassen, da mit dem Einspruch nicht gel- 
tend gemacht wurde, die Wahlscheine seien durch 
ein fehlerhaftes Verhalten der zuständigen Wahlbe- 
hörden nicht rechtzeitig zugeleitet worden. 

Da im übrigen im Rahmen eines Wahlprüfungsver- 
fahrens die Gültigkeit bestehender gesetzlicher Be- 
stimmungen nicht nachgeprüft werden kann, war 
der Einspruch gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als 
offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12, März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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